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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-1327/04
von Wolfgang Ilgenfritz (NI)
an die Kommission

Betrifft:Grundsteuer in Ungarn

Ich wurde darüber informiert, dass ungarische Gemeinden einem EU-Bürger ohne ungarische 
Staatsbürgerschaft oder Wohnsitz in Ungarn gemäß nationalen Gesetzen höhere Haus- bzw. 
Grundsteuer vorschreiben können. Im vorliegenden Fall hat ein EU-Bürger ein Haus in Ungarn 
gekauft und soll nun vergleichsweise ungefähr das Zehnfache (im Verhältnis zu einem ungarischen 
Staatsbürger mit Hauptwohnsitz) an Haus- bzw. Grundsteuer zahlen. 

Ungarn hat meiner Information nach folgende Übergangsbestimmungen ausgehandelt:
- Ungarn kann die nationalen Bestimmungen über den Erwerb von Immobilien durch Ausländer 

nach dem Beitritt 5 Jahre lang beibehalten
- Staatsangehörige der Mitgliedsstaaten und Staatsangehörige der Vertragsparteien des EWR-

Abkommens, die mindestens 4 Jahre lang ununterbrochen ihren rechtmäßigen Wohnsitz in 
Ungarn hatten, dürfen weder den oben angeführten Bestimmungen noch anderen Regeln und 
Verfahren als denjenigen unterworfen werden, die für ungarische Staatsangehörige gelten.

- Während der Übergangszeit wird Ungarn für den Erwerb von Zeitwohnsitzen 
Genehmigungsverfahren anwenden, die auf objektiven, dauerhaften, transparenten und 
veröffentlichten Kriterien beruhen. Diese Kriterien werden auf nicht diskriminierende Weise 
angewandt und dürfen nicht zwischen Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten mit Wohnsitz in 
Ungarn differenzieren.

Meiner Meinung nach beziehen sich diese Übergangsbestimmungen jedoch lediglich auf den Erwerb 
von Immobilien, sodass dementsprechend bei der Grundsteuer keine Unterscheidung gerechtfertigt ist 
(Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot Art. 12 EGV).

Ich ersuche daher um Beantwortung folgender Fragen:
1. Trifft es zu, dass in Ungarn die Grundsteuer für Personen, die die ungarische Staatsbürgerschaft 

nicht inne haben, höher sein darf?
2. Welche Übergangsregelungen wurden für den Bereich der Grundsteuer ausgehandelt?
3. Welche Bestrebungen gibt es, den diesbezüglichen EU-Rechtszustand in Ungarn herzustellen?


